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Wohnsitz minderjähriger Person

Problem- und Fragestellung

Eine geschiedene Mutter hat Wohnsitz in A. Sie bringt ein Kind zur Welt. Der Ex-Ehemann wohnt in B. Vor dem Entscheid der Aberkennungsklage ( Art. 256a Ziff. 2 ZGB) des Ex-Ehemannes errichtet die VB am Wohnort des Ex-Ehemannes über das Kind eine Beistandschaft gemäss Art. 308 ZGB. Das Kind wohnt bei der Mutter in A. Der Ex-Ehemann ist nicht der Vater des Kindes.

Wegen Kindsmisshandlung wird der Mutter von der VB in B. die Obhut über das Kind entzogen (Art. 310 ZGB). Das Kind wird in einem Kinderheim in C. platziert. Der leibliche Vater des Kindes anerkennt das Kind und heiratet die Mutter. Die VB in B. entzieht dem Vater ebenfalls die Obhut über das Kind, da er mit grösster Wahrscheinlichkeit verantwortlich für die Misshandlungen ist. Der Vater und die Mutter des Kindes nehmen Wohnsitz in D.

Fragen:

1. Wo hat das Kind seinen Wohnsitz gemäss Art. 25 ZGB?

2. Wer ist materiell zuständig für das Kind?

3. Kann die VB in B. die Beistandschaft an die VB des neuen Wohnsitzes übertragen?

Erwägungen

1. Wohnsitz gemäss Art. 25 ZGB

Steht das Kind unter der elterlichen Sorge (Art. 296 ff.) beider Eltern und haben diese einen gemeinsamen Wohnsitz, so befindet sich der Wohnsitz des Kindes am gemeinsamen Wohnsitz der Eltern. Unerheblich ist, wo sich das Kind tatsächlich aufhält und ob sich das Kind unter der Obhut (Art. 310 ZGB) der Inhaber der elterlichen Sorge befindet.
 Auch Kinder, die unter der Obhut Dritter stehen haben somit ihren Wohnsitz am Wohnsitz ihrer Eltern, solange diesen noch die elterliche Sorge zusteht.

Im vorliegenden Fall haben die Eltern des Kindes gemeinsamen Wohnsitz in D. Wir gehen davon aus, dass das Kind unter der elterlichen Sorge seiner Eltern steht. Demzufolge ist der Wohnsitz des Kindes gemäss Art. 25 Abs. 1 ZGB am Wohnsitz der Eltern in D.

2. Zuständigkeit

Die Kindesschutzmassnahmen werden gemäss Art. 315 Abs. 1 ZGB von den vormundschaftlichen Behörden am Wohnsitz des Kindes angeordnet. Lebt das Kind bei Pflegeeltern oder sonst ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern oder liegt Gefahr im Verzug, so sind auch die Behörden am Aufenthaltsort zuständig (Art. 315 Abs. 2 ZGB). Die Zuständigkeit am Wohnsitz und die am gewöhnlichen Aufenthalt sind rechtlich gleichwertig.
 Der Vorrang gebührt der Behörde des Ortes, mit welcher der Fall enger zusammenhängt, welche mit den Verhältnissen mehr vertraut ist und den Schutz des Kindes besser wahrnehmen kann. Das ist oft die Aufenthaltsbehörde.
 Trifft sie eine Kindesschutzmassnahme, so benachrichtigt sie die Wohnsitzbehörde (Art. 315 Abs. 3 ZGB).

3. übertragung der Beistandschaft

Kindesschutzmassnahmen
 sind dann zu übertragen, wenn das Kind seinen Wohnsitz gewechselt hat und das Kindeswohl dies gebietet.
 Die bisherige Vormundschaftsbehörde bleibt allerdings zur Führung der Massnahme verpflichtet, bis die neue Behörde die übernahme beschlossen und für die Führung des Mandates eine Person eingesetzt hat.
 

Wechselt der Wohnsitz des Kindes während eines laufenden Verfahrens, verbleibt die örtliche Zuständigkeit bis zum Entscheid an jenem Ort, wo es angehoben wurde. Eine angeordnete Massnahme ist danach allenfalls der neuen Wohnsitzbehörde zu übertragen.

In der Praxis wird eine Wartefrist von einem Jahr für die übertragung von vormundschaftlichen Massnahmen beachtet. Diese Wartefrist ist nirgends geregelt, weder im Gesetz noch in autoritativen Weisungen. Der Grund für diese Praxis ist, dass nach einem Jahr i.d.R. gesagt werden kann, dass sich die Verhältnisse stabilisiert haben. Bei Kindesschutzmassnahmen ist es allerdings zu empfehlen, die Massnahme sofort zu übertragen, falls der mit der Kindesschutzmassnahme bezweckte Schutz aufgrund der Nähe zum Aufenthaltsort des Kindes oder der Eltern besser verwirklicht werden kann.

Im vorliegenden Fall leben die Eltern in D., das Kind ist in C. platziert und die Behörde in B. führt die Massnahme. Im Rahmen einer Heimplatzierung steht nicht die unmittelbare Betreuung der Kinder im Vordergrund sondern der Kontakt mit dem Heim und den Eltern. In dieser Situation ist es sinnvoll, wegen der Nähe zur Sache, die Massnahme so bald als möglich an den Wohnsitz der Eltern und des Kindes in D. zu übertragen.

HSA Luzern

Judith Binder, lic. iur./dipl. SA HFS
wissenschaftliche Assistentin
20. Mai 2003
� Basler Kommentar Staehelin Art. 25 N 4


� Hengauer, ZVW 1988, 152; Berner Kommentar Hausheer/Reuser/Geiser Art. 162 N 34/16; a.M. Bucher, Personnes physiques et protection de la personalité, RZ 382-386


� ZVW 1978 110 Nr. 15, 1982 61 Nr. 7


� Hegnauer, ZVW 1983 108; 1988 153; ZVW 1989 116 f. Nr. 8


� Betrifft nicht „Notmassnahmen“, provisorische Massnahmen, Vormundschaft für Minderjährige, Vaterschafts- und Unterhaltsabklärungen und Adoptionsvormundschaften sondern alle übrigen Kindesschutzmassnahmen. Siehe dazu Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden VBK, Uebertragung vormundschaftlicher Massnahmen, Empfehlung vom September 2002


� ZVW 1989 115 Nr. 8; 1997 185 Nr. 22


� ZVW 1997 185 Nr. 22


� ZVW 1997 185 Nr. 22





[image: image1.png]